
Gesetz vom , mit dem die Landarbeitsordnung

geändert wird (Landarbeitsordnungs-Novelle 1992)

Der Landtag hat in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl.

Nr. 287, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 472/

1992, beschlossen:

Die Landarbeitsordnung 1977, LGB1. Nr. 37, in der Fassung der

Landesgesetze LGBl. Nr. 48/1982, LGB1. Nr. 29/1985 und LGB1. Nr.

67/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

"(3) Auf familieneigene Arbeitskräfte (Abs. 2) sind die §§ 13,

77 bis 94, 108 Abs. 1, 108a Abs. 1 bis 4 sowie 109 und die

Abschnitte 5 und 6 anzuwenden."

2. § 7 hat zu lauten:

"§ 7

Wird ein Dienstvertrag mündlich abgeschlossen, so ist dem

Dienstnehmer vom Dienstgeber auf Verlangen eine schriftliche

Aufzeichnung (Dienstschein) über die wesentlichen Rechte und

Pflichten aus dem Dienstvertrag sowie über die angerechneten

Vordienstzeiten auszufolgen. Der Dienstschein ist vom Dienst­

geber zu unterfertigen."

3. In § 21 Abs. 7 hat das Zitat "§ 45 Abs. 1 ASVG" zu lauten.



4. § 31 Abs. 5 lit. a hat zu lauten:

"a) Dienstnehmer bei Erreichung oder nach Überschreiten der für

die (vorzeitige) Alterspension erforderlichen Altersgrenzen

oder wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einem Ver­

sicherungsfall der geminderte~ Arbeitsfähigkeit aus einer

gesetzlichen Pensionsversicherung oder".

5. § 76 samt Überschrift hat zu entfallen.

6. § 107a hat zu entfallen.

7. § 108 hat zu lauten:

"§ 108

(1) Jugendliche im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Personen,

die nicht als Kinder im Sinne des § 109 Abs. 6 gelten,

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder

2. bis zur Beendigung eines Lehr- oder sonstigen mindestens

einjährigen Ausbildungsverhältnisses, längstens jedoch bis

zur Vollendung des 19. Lebensjahres.

(2) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit der Jugendlichen darf 40

Stunden, die Tagesarbeitszeit neun Stunden nicht überschreiten.

§ 57 gilt sinngemäß.

(3) Jugendlichen ist nach Beendigung der täglichen Arbeits­

zeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens zwölf Stun­

den zu gewähren. Für Jugendliche, die mit der Viehpflege und

Melkung (Stallarbeit) beschäftigt sind, kann die Ruhezeit ab

Vollendung des 16. Lebensjahres auf zehn Stunden verkürzt

werden.

(4) Jugendliche dürfen zur Nachtarbeit (§ 62) und zur Über­

stundenarbeit (§ 61) nicht herangezogen werden.



(5) Den Jugendlichen ist wöchentlich eine ununterbrochene

Freizeit von 41 Stunden zu gewähren, in die der Sonntag zu

fallen hat; diese Wochenfreizeit soll nach Möglichkeit

spätestens um 13.00 Uhr am Samstag beginnen. Arbeiten während

der Wochenfreizeit und an Feiertagen sind nur in besonders

dringlichen Fällen (§ 64 Abs. 4) zulässig.

(6) Jugendliche, die während der Wochenfreizeit (Abs. 5) be­

schäftigt werden, haben in der folgenden Woche unter Fort­

zahlung des Entgelts Anspruch auf Freizeit in folgendem Aus­

maß:

1. Bei einer Beschäftigung am Samstag nach 13.00 Uhr im Aus­

maß der geleisteten Arbeit;

2. bei einer Beschäftigung am Sonntag im doppelten Ausmaß

der geleisteten Arbeit;

3. bei einer Beschäftigung während der Wochenfreizeit am

Samstag nach 13.00 Uhr und am Sonntag eine ununterbrochene

Wochenfreizeit von 41 Stunden.

Jedes zweite Wochenende muß arbeitsfrei bleiben. Eine Beschäf­

tigung während der Wochenfreizeit ist an höchstens 15 Wochen­

enden im Kalenderjahr erlaubt."

8. Nach § 108 sind folgende §§ 108a und 108b einzufügen:

"§ 108a

(1) Bei der Beschäftigung Jugendlicher ist auf ihre Gesundheit

und körperliche Entwicklung besonders Rücksicht zu nehmen.

(2) Die Landesregierung hat unbeschadet des § 81 Abs. 3 und 4

durch Verordnung die Beschäftigung von Jugendlichen mit be­

stimmten Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für die Ge­

sundheit verbunden sind, zu untersagen oder von Bedingungen

abhängig zu machen.



(3) Jugendliche, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet

haben oder in einem Lehr- oder sonstigem mindestens einjähri­

gen Ausbildungsverhältnis stehen, dürfen nicht zu Akkordar­

beiten, akkordähnlichen Arbeiten, leistungsbezogenen Prämien­

arbeiten und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gestei­

gertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt weFden kann,

herangezogen werden. Lehrlinge oder Jugendliche, die in einem

sonstigen mindestens einjährigen Ausbildungsverhältnis stehen,

dürfen nach Vollendung des 16. Lebensjahres zu Ausbildungs­

zwecken fallweise bei den in Satz 1 genannten Tätigkeiten mit­

arbeiten, jedoch darf sich ihre Entlohnung nicht nach ihrer

erbrachten Leistung richten. Dieses Verbot gilt nicht für

Lehrverhältnisse, die gemäß § 17 land- und forstwirtschaft-

liche Berufsausbildungsordnung 1992, LGBl. Nr (LFBAO),

im Anschluß an eine andere abgeschlossene Lehre eingegangen

werden (Anschlußlehre).

(4) Der Dienstgeber ist verpflichtet, den Jugendlichen die für

die Durchführung der Jugendlichenuntersuchungen gemäß § 132a

ASVG erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts zu

gewähren.

(5) Außerhalb des Betriebes dürfen Jugendliche nicht zur

Beförderung höherer Geld- oder Sachwerte unter eigener Ver­

antwortung herangezogen werden.

§ 108 b

(1) Körperliche Züchtigungen oder erhebliche wörtliche Be­

leidigungen sind verboten.

(2) Geldstrafen dürfen über Jugendliche als Disziplinarmaß­

nahme nicht verhängt werden.

(3) Dienstgebern oder deren Bevollmächtigten, die wegen Über­

tretung von Vorschriften betreffend den Schutz der Jugend-



lichen bestraft wurden, kann auf Antrag der Land- und Forst­

wirtschaftsinspektion die Beschäftigung von Jugendlichen auf

bestimmte Zeit oder auf Dauer untersagt werden."

9. § 122 samt Überschrift hat zu entfallen.

10. § 123 Abs. 6 hat zu lauten:

"(6) Der Lehrberechtigte ist verpflichtet, den Lehrling nach

Ablauf der Lehrzeit drei Monate im erlernten Beruf weiter zu

verwenden (Behaltepflicht). Die Behaltepflicht entfällt oder

wird verkürzt, wenn nach Beendigung des Lehrverhältnisses ein

weiteres Lehrverhältnis eingegangen wird (Anschlußlehre gemäß

s 17 LFBAO)."

11. Dem § 123 ist folgender Abs. 7 anzufügen:

"(7) Auf Antrag hat die land- und forstwirtschaftliehe Lehr­

lings- und Fachausbildungsstelle (§ 22 LFBAO) dem Lehrbe­

rechtigten binnen 14 Tagen die im Abs. 6 festgesetzte Ver­

pflichtung zu erlassen oder die Bewilligung zur Kündigung

vor Ablauf der Behaltepflicht zu erteilen, wenn diese Ver­

pflichtung aus wirtschaftlichen Gründen nicht erfüllt werden

kann. Wird dem Antrag stattgegeben, darf der Lehrberechtigte

vor Ablauf der im Abs. 6 genannten Frist keinen neuen Lehrling

aufnehmen."

12. § 124 Abs. 1 hat zu lauten:

"(1) Die Lehrzeit dauert drei Jahre. Sie kann bei Wiederholung

einer Berufsschulklasse oder nicht bestandener Facharbeiter­

prüfung höchstens um ein Jahr verlängert werden. Sie kann bei

vorzeitiger Ablegung der Facharbeiterprüfung gemäß § 13 Abs. 2

LFBAO um höchstens acht Wochen verkürzt werden."

13. § 124 Abs. 4 hat zu entfallen.

14. Die §§ 126 und 127 haben samt Überschrift zu lauten:



"§ 126

Pflichten des Lehrlings

(1) Der Lehrling hat sich zu bemühen, die für den Lehrberuf

erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben. Er

hat die ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Aufgaben

ordnungsgemäß zu erfüllen, die Unfallverhütungsvorschriften

genau zu beachten und die ihm anvertrauten Tiere, Geräte und

Maschinen sorgsam zu behandeln.

(2) Der Lehrling hat den Unterricht in der Berufsschule und

die vorgeschriebenen Fachkurse regelmäßig und pünktlich zu

besuchen. Er hat dem Lehrberechtigten das Zeugnis der Berufs­

schule (des Fachkurses) unmittelbar nach Erhalt und auf Ver­

langen die Hefte und sonstigen Unterlagen, insbesondere auch

die Schularbeiten, vorzulegen.

"§ 127

Pflichten des Lehrberechtigten

(1) Der Lehrberechtigte hat für die Ausbildung des Lehrlings

zur sorgen und ihn unter Bedachtnahme auf die Ausbildungsvor­

schriften des Lehrberufes selbst zu unterweisen oder durch

geeignete Personen unterweisen zu lassen.

(2) Der Lehrling darf nur zu Tätigkeiten herangezogen werden,

die mit dem Wesen der Ausbildung vereinbar sind.

(3) Der Lehrberechtigte hat den Lehrling zur ordnungsgemäßen

Erfüllung seiner Aufgaben und zu verantwortungsbewußtem Ver­

halten anzuleiten und ihn auf die Unfallverhütungsvorschriften

aufmerksam zu machen.

(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der Berufsschule oder der

vorgeschriebenen Fachkurse notwendige freie Zeit ohne Schmä­

lerung des Entgelts zu gewähren. Der Lehrberechtigte hat den

Lehrling zum regelmäßigen Besuch des Unterrichtes anzuhalten.



(5) Die Unterrichts zeit in der Berufsschule (den Fachkursen),

zu deren Besuch der Lehrling gesetzlich verpflichtet ist, ist

auf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit anzurechnen.

(6) Die Pausen in der Berufsschule, der Besuch von Freigegen­

ständen und entfallende Unterrichtsstunden sowie berufsbe­

zogene Fachkurse, zu deren Besuch keine gesetzliche Verpflich­

tung besteht, sind in die Unterrichtszeit (Abs. 5) einzurech­

nen.

(7) Der Lehrberechtigte hat dem Lehrling während der Dauer

der Lehrzeit und der Behaltepflicht (§ 123 Abs. 6) die zur

erstmaligen Ablegung der Facharbeiterprüfung und der in den

Ausbildungsvorschriften vorgesehenen Zwischenprüfungen er­

forderliche Zeit unter Fortzahlung des Entgelts freizugeben.

(8) Schülervertretern und Mitgliedern von Schülerbeiräten

ist für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Obliegenheiten die

erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts zu ge­

währen, soweit die Wahrnehmung dieser Verpflichtung in die

Arbeitszeit fällt."

15. Die §§ 128 und 129 haben zu entfallen.

16. § 130 Abs. 1 lit. f hat zu lauten:

"f) durch einvernehmliche Auflösung (§ 131a);"

Die bisherigen lit. f bis g erhalten die Bezeichnung g bis h.

17. § 130 Abs. 1 lit. i hat zu lauten:

"i) im Falle des Widerrufes oder des Erlöschens der Aner­

kennung als Lehrbetrieb oder als Lehrberechtigter (§ 8

Abs. 7 LFBAO)."

18. § 131 hat samt Überschrift zu lauten:



"§ 131

Auflösung des Lehrverhältnisses

(1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf der Lehrzeit rechts­

wirksam nur aus wichtigen Gründen gelöst werden; solche sind

auf Seite

1. des Lehrberechtigen,

a) wenn der Lehrling sich eines Diebstahles, einer Verun­

treuung oder einer sonstigen strafbaren Handlung schul­

dig gemacht hat, welche ihn des Vertrauens des Lehrbe­

rechtigten unwürdig erscheinen läßt;

b) wenn der Lehrling die Arbeit wiederholt unbefugt ver­

lassen hat oder beharrlich seine Pflichten vernach­

lässigt;

c) wenn der Lehrling unfähig wird, den Lehrberuf zu er­

lernen, sofern innerhalb der vereinbarten Lehrzeit eine

Wiedererlangung dieser Fähigkeit nicht zu erwarten ist;

d) wenn der Lehrling durch mehr als drei Monate in Haft,

ausgenommen Untersuchungshaft, gehalten wird;

2. des Lehrlings oder seines gesetzlichen Vertreters,

a) wenn der Lehrberechtigte die Ausbildungspflicht nicht

erfüllt;

b) wenn der Lehrling nicht ohne Schaden für seine Gesund­

heit im Lehrverhältnis bleiben kann;

c) wenn der Lehrberechtigte den Lehrling zu unsittlichen

oder gesetzwidrigen Handlungen zu verleiten sucht, ihn

mißhandelt, körperlich züchtigt oder erheblich wört­

lich beleidigt oder es unterläßt, den Lehrling vor

Mißhandlungen, körperlicher Züchtigung, erheblicher

wörtlicher Beleidigung oder unsittlichen Handlungen

durch Familienangehörige des Lehrberechtigten oder

Dienstnehmer des Betriebes zu schützen;



d) wenn der Lehrberechtigte wiederholt gegen die §§ 108,

108a, 108b verstößt.

(2) Die vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses nach Abs. I

kann rechtswirksam nur schriftlich erfolgen. Wird das Lehr­

verhältnis vorn Lehrling aus den in Abs. 1 Z. 2 genannten

Gründen vorzeitig aufgelöst, muß überdies die Zustimmung

seines gesetzlichen Vertreters vorliegen. Satz I und 2 gelten

nicht für die Heimlehre (§ 123 Abs. 4)."

19. Nach § 131 ist folgender § 131a einzufügen:

"§ l3la

(1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf der Lehrzeit einver­

nehmlich aufgelöst werden.

(2) Die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses nach

Abs. 1 kann rechtswirksam nur schriftlich erfolgen und bedarf

überdies der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehr­

lings.

(3) Bei einvernehmlicher Auflösung des Lehrverhältnisses muß

eine Amtsbestätigung eines Gerichts (§ 92 ASGG) oder der ge­

setzlichen Interessenvertretung der Dienstnehmer vorliegen,

aus der hervorgeht, daß der Lehrling über die Bestimmungen

betreffend die Endigung und die einvernehmliche Auflösung des

Lehrverhältnisses belehrt wurde.

(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Heimlehre (§ 123

Abs. 4)."

20. Die §§ 133 bis 135 haben zu entfallen.

21. § 155 Abs. 1 hat zu lauten:

"(1) Wählbar sind alle Dienstnehmer, sofern sie am Tag der

Ausschreibung der Wahl volljährig, seit mindestens sechs Mona-



ten im Rahmen des Betriebes oder des Unternehmens, dem der Be­

trieb angehört, beschäftigt sind, österreichische Staatsbürger

oder Staatsangehörige eines anderen Vertragsstaates des Abkom­

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind und keine ge­

richtlichen Verurteilungen aufweisen, die einen Wahlaus­

schließungsgrund im Sinne des § 18 Gemeindewahlordnung 1992,

LGBl. Nr. 54, darstellen würden."

22. In § 172 ist der Begriff "Betriebsratsobmann" durch den Be­

griff "Betriebsratsvorsitzender" zu ersetzen.

23. Nach Abschnitt 10 ist folgender Abschnitt 10 a samt Über­

schrift einzufügen:

"Abschnitt 10 a

§ 234a

Aufzeichnungspflichten

(1) Über die in § 73 bestimmten Aufzeichnungspflichten hinaus

hat der Dienstgeber Aufzeichnungen zu führen über

1. die geleisteten Arbeitsstunden und deren Entlohnung;

2. die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen und den gewährten

Freizeitausgleich gemäß §§ 59 Abs. 1 und 64 Abs. 4 lit. a.

(2) Für Jugendliche sind folgende Aufzeichnungen zu führen:

1. Name, Geburtsdaten und Anschrift des Jugendlichen;

2. Name und Anschrift des gesetzlichen Vertreters;

3. Tag des Eintritts in den Betrieb;

4. Art der Beschäftigung;

5. die geleisteten Arbeitsstunden (Tätigkeiten gemäß § 108a

Abs. 3 sind gesondert auszuweisen) und deren Entlohnung

einschließlich der Unterrichts zeit in der Berufsschule und

der vorgeschriebenen Fachkurse;



6. Angaben über die Beschäftigung während der Wochenfreizeit

(§ 108 abs. 5) und die hiefür gewährten Freizeiten.

(3) § 73 Abs. 2 ist anzuwenden.

(4) Für Betriebe, die dauernd weniger als fünf Dienstnehmer

beschäftigen, kann durch Kollektivvertrag eine von Abs. 1 und

2 abweichende Regelung getroffen werden."

24. § 235 Abs. 1 hat zu lauten:

"(1) Wer den Bestimmungen der §§ 56 bis 64, 73, 77 bis 109,

111 bis 113, 127, 233 und 234a zuwiderhandelt, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist, sofern die Tat nicht nach

anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, mit

einer Geldstrafe bis zu 15.000 S zu bestrafen."



Erläuterungen

Allgemeines:

In der vorliegenden Novelle zur Landarbeitsordnung 1977 werden

folgende seit Verlautbarung der Landarbeitsordnungs-Novelle 1990,

LGBl. Nr. 67, ergangene grundsatzgesetzliche Änderungen des Land­

arbeitergesetzes berücksichtigt:

- BGBl. Nr. 298/1990 dadurch, daß die die Berufsausbildung

betreffenden Regelungen aus der Landarbeitsordnung herausgelöst

und in der Berufsausbildungsordnung übergeführt werden;

- BGBI. Nr. 450/1990 dadurch, daß der mit Novelle LGBl. Nr. 48/

1982 aufgenommene § 107a gestrichen wird, da es sich bei dieser

Bestimmung über die Ausländerbeschräftigung um unmittelbar

anwendbares Bundesrecht handelt;

- BGBl. Nr. 628/1991 dadurch, daß § 76 gestrichen wird;

BGBl. Nr. 472/1992 dadurch, daß der Schutz der Jugendlichen im

Bereich der Land- und Forstwirtschaft an das Kinder- und Jugend­

lichen-Beschäftigungsgesetz angepaßt wird; diese Regelungen

stellen den Hauptteil der vorliegenden Novelle dar.

Darüberhinaus wird in Anpassung an den EWR-Vertrag der Inländer­

vorbehalt fallengelassen (§ 155 Abs. 1).

Bemerkt wird, daß die Regelungsinhalte fast zur Gänze vom Grund­

satzgesetz vorgegeben sind.

Dem Land werden durch diese Novelle keine Kosten entstehen.

Zu den einzelnen Bestimmungen wird bemerkt:

Zu Z. 1 (§ 3 Abs. 3):

Die Neufassung der Bestimmungen über den Arbeitsschutz Jugend­

licher macht eine Berichtigung des Abs. 3 erforderlich.



1. Für familieneigene Jugendliche sollen folgende neu in den

Gesetzestext aufgenommene Reg~lungen nicht zur Anwendung

gelangen:

§ 108 Abs. 2 bis 6:

Nach geltendem Recht wird die Arbeitszeit, die Sonn- und

Feiertagsruhe und die tägliche Mindestruhe auch für Jugend­

liche im Abschnitt 4 der Landarbeitsordnung geregelt. Nunmehr

werden für Jugendliche besondere Bestimmungen geschaffen. Da

Abschnitt 4 auf familieneigene Arbeitskräfte nicht anzuwenden

ist, sollen auch diese Regelungen keine Anwendung finden.

§ 108a Abs. 5

§ 108 b:

Die Nichtanwendung der Abs. 1 und 3 ergibt sich aus dem Nahe­

verhältnis innerhalb der Familie.

2. Das Verbot der Akkordarbeit für Jugendliche, das Gebot, bei

Beschäftigung Jugendlicher auf deren Gesundheit besonders

Rücksicht zu nehmen sowie die Verpflichtung des Dienstgebers,

den Jugendlichen für die Durchführung der Jugendlichenunter­

suchungen die erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des

Entgelts zu gewähren, gelten derzeit bereits für familieneigene

Arbeitskräfte.

Zu Z. 2 (§ 7):

Die Landarbeitsordnung normiert nur hinsichtlich des Urlaubes

zwingend die Aufzeichnung von angerechneten Vordienstzeiten (§ 73

Abs. 1 Z. 1), nicht jedoch für ·andere Ansprüche des Dienstnehmers,

die sich nach der Dauer des Dienstverhältnisses richten. Deshalb

wird in § 7 nunmehr auch die Verpflichtung aufgenommen, im

Dienstschein künftig, auch das Ausmaß der angerechneten

Vordienstzeiten anzuführen.



Zu Z. 3 (§ 21):

Die Berichtigung des Zitats erfolgt auf. Grund der 45. ASVG­

Novelle, BGBI. Nr. 283/1988.

Zu Z. 5 (§ 76):

Durch die Exekutionsordnungs-Novel1e 1991, BGBI. Nr. 628, wurde

gemäß Artikel XXXIII unter anderem § 76 Landarbeitsgesetz 1984

aufgehoben. Der gleichlautende § 76 Landarbeitsordnung über den

Pfändungsschutz war daher ebenfalls aufzuheben.

Zu Z. 7 und 8 (§§ 108, 108a und 108b):

§ 108 enthält in seiner geltenden Fassung die gesamten Arbeits­

schutzbestimmungen für Jugendliche. Im Hinblick auf die durch den

vorliegenden Entwurf vorgenommene Erweiterung und Ergänzung er­

scheint es aus systematischen Gründen sowie im Interesse einer

besseren Überschaubarkeit zweckmäßig, die Regelung des Jugendar­

bei tsschutzes auf drei Paragraphen (108, 108a, 108b) aufzu­

teilen. Im § 108 (neu) sind neben der Begriffsbestimmung (Abs. 1)

die Arbeitszeitvorschriften zusammengefaßt.

Mit § 109a Abs. 2 des Grundsatzgesetzes wird die Ausführungs­

gesetzgebung beauftragt, besonders gefährliche Arbeiten für

Jugendliche entweder zu verbieten oder von Bedingungen abhängig zu

machen.

In § 108a Abs. 2 des Entwurfes wurden. in Anlehnung an § 23 Abs. 2

Kinder- und Jugendbeschäftigungsgesetz diese Arbeiten nicht im

Gesetz aufgezählt i die Nennung dieser Arbeiten wurde vielmehr

durch Verordnungsermächtigung der Landesregierung überlassen: Vor

allem die fortschreitende Technisierung der Land- und Forstwirt­

schaft erfordert eine flexible Anpassung an geänderte Gegenbehei­

teni eine solche Anpassung geschieht zweckmäßigerweise durch Ver­

ordnung.



Im neu angeführten § 108b werden allgemeine ergänzende Arbeits­

schutzbestimmungen für Jugendliche (Maßregelungsv!rbot, Diszipli­

narmaßnahmen), die bisher nicht in der Landarbeitsordnung enthal­

ten waren, zusammengefaßt.

Abs. 1 übernimmt die Regelung des § 22 Abs. 1 KJBG und verbietet

sowohl körperliche Züchtigung als auch erhebliche wörtliche

Beleidigung.

Abs. 2 entspricht § 22 Abs. 2 letzter Satz des KJBG und stellt

klar, daß Geldstrafen als Disziplinarmaßnahmen, soweit solche nach

§ 204 Landarbeitsordnung überhaupt zulässig sind, über Jugendliche

nicht verhängt werden dürfen.

Abs. 3 ist geltendes Recht. Zusätzlich zu den Dienstgebern wurden

die Bevollmächtigten eingefügt.

Zu Z. 9, 13, 15,20 (§§ 122, 124 Abs. 4, 128, 129, 133 bis 135):

Der Entfall der angeführten Bestimmungen in der LArbO entspricht

der Aufnahme dieser Bestimmungen in der land- und forstwirt­

schaftlichen Berufsausbildungsordnung.

Zu Z. 10 (§ 123 Abs. 6):

Während nach geltendem Recht der Lehrberechtigte nur dann ver­

pflichtet ist, den Lehrling nach Ablauf der Lehrzeit weiter zu

beschäftigen, wenn dies vom Lehrling (oder dessen gesetzlichem

Vertreter) ausdrücklich verlangt wird, sieht die Neuregelung die

Einhaltung der Behaltepflicht durch den Lehrberechtigten ohne An­

trag vor. Dadurch soll sichergestellt werden, daß der Lehrling die

erlernten Kenntnisse noch durch praktische Anwendung vervollkomm­

nen kann. Auch das gewerbliche Berufsausbildung~gesetz (§ 18 BAG)

sieht die Behaltepflicht zwingend vor. Wird jedoch nach Abschluß

eines Lehrverhältnisses ein weiteres Lehrverhältnis eingegangen

(Anschlußlehre), so entfällt die Behaltepflicht zur Gänze. Es ist

jedoch auch möglich, daß eine Anschlußlehre während der Behalte­

pflicht begründet wird. In diesem Fall wird die Behaltepflicht

verkürzt. Die Behaltefrist wird jedoch dann nicht verkürzt, wenn

das neue Lehrverhältnis nach Ablauf der Behaltefrist beginnt.



Zu Z. 11 (§ 123 Abs. 7):

Analog zu § 18 Abs. 3 BAG sieht nun auch § 123 Abs. 7 die~öglich­

keit vor, den Dienstgeber aus wirtschaftlichen Gründen von der

Einhaltung der Behaltepflicht zu befreien. Zuständig hiefür ist

die land- und forstwirtschaftliehe Lehrlings- und Fachausbildungs­

stelle.

Abs. 7 sieht zwei Arten der Ausnahmen von der Behaltepflicht vor:

a) Nur wenn der Befreiungsantrag während des Bestandes des Lehr­

verhältnisses so zeitgerecht gestellt wird, daß darüber ent­

schieden werden kann, ist eine Befreiung von der Behaltepflicht

möglich.

b) Wird der Befreiungsantrag nicht zeitgerecht oder erst nach Be­

ginn der Behaltepflicht gestellt, so kann keine Befreiung mehr

erfolgen, sondern nur die Bewilligung zur Kündigung des Dienst­

nehmers erteilt werden. Dies ist jedoch so zu verstehen, daß

der Antrag auf Bewilligung zur Kündigung nicht als Kündigungs­

erklärung gilt. Vielmehr kann der Dienstgeber die Kündigung

rechtswirksam erst dann aussprechen, wenn er den Bewilligungs­

bescheid in Händen hat. Dabei hat er die gesetzlichen, kollek­

tivvertraglichen, betriebsvereinbarungs- und einzelvertrag­

lichen Bestimmungen zu beachten.

Wird dem Antrag des Lehrberechtigten stattgegeben, so darf er

während der Dauer der Behaltepflicht keinen neuen Lehrling

aufnehmen. Tut er dies entgegen dem Verbot trotzdem, so hat die

land- und forstwirtschaftliehe Lehrlings- und Fachausbildungs­

stelle die Eintragung des Lehrvertrages zu verweigern.

Die neue Grundsatzbestimmung des.§ 127 Abs. 1 LAG beauftragt die

Ausführungsgesetzgebung den Inhalt des Lehrvertrages zu regeln. Da

dieser Inhalt in § 125 bereits ausführlich geregelt ist, erübrigt

sich eine weitere Ausführung.



Zu Z. 14 (§§ 126 und 127):

§ 126 wird inhaltlich nicht verändert. Die Neufassung, die teil­

weise in Anlehnung an § 10 Abs. 1 BAG erfolgt, ersetzt vielmehr

die veraltete Ausdrucksweise und stellt so eine ~eichtere Les­

barkeit des Gesetzes sicher. Gleichzeitig werden die bisherigen

Abs. 1 und 2 in einern Absatz (Abs. 1 neu) zusammengezogen.

§ 127 Abs. 1 übernimmt anstelle der veralteten Ausdrucksweise die

moderne Textierung des § 9 Abs. 1 BAG. Eine inhaltliche Änderung

tritt dadurch nicht ein.

Abs. 2 verbietet die Verwendung des Lehrlings zu berufsfremden

Arbeiten. Dieses Verbot, das dem § 9 Abs. 2 BAG nachgebildet ist,

soll verhindern, daß der Lehrling durch die Beschäftigung mit

Hilfstätigkeiten in seinem Lehrberuf nicht ausreichend ausgebildet

wird. Es ist jedoch unbestritten notwendig, den Lehrling auch zur

Sauberhaltung seines Arbeitsplatzes sowie zur Säuberung und In­

standhaltung seiner Arbeitsgeräte anzuhalten.

Die neue eingefügten Abs. 5 bis 7 entsprechen den Bestimmungen des

§ 11 Abs. 5, 6 und 8 des KJBG in der geltenden Fassung.

Abs. 5 enthält die bisher im Landarbeitsrecht fehlende Anordnung,

die Unterrichtszeit auf die Arbeitszeit anzurechnen. Durch die

Einfügung des Abs. 5 (neu) wird auch in der LArbO dem im KJBG

bereits verwirklichten Grundsatz "Unterrichts zeit ist Arbeitszeit"

Rechnung getragen. Es sind somit jene Schul- und Kurszeiten, deren

Besuch verpflichtend ist, in die Arbeitszeit einzurechnen.

Gemäß Abs. 6 werden bestimmte Zeiten in der Berufsschule (Pausen,

Freigegenstände, entfallende Unterrichtsstunden) sowie berufsbe­

zogene Fachkurse in die Unterrichtszeit einbezogen. Dadurch soll

eine dem § 11 Abs. 6 KJBG analoge Rechtslage erreicht werden.

Abs. 7 ist dem gewerblichen Berufsausbildungsrecht (§ 9 Abs. 7

BAG) entnommen und sichert dem Lehrling die für die Ablegung von

Prüfungen außerhalb der Unterrichtszeit sowie für die Facharbei­

terprüfung erforderliche Freizeit.



Zu Z. 18 (§ 131):

Der leichteren Lesbarkeit wegen wurde § 133 des Grundsatzgesetzes

vollständig in die Novellenfassung einbezogen. Gleichzeitig wurde

im Einleitungssatz das Wort "rechtswirksam" eingefügt.

Zu Abs. 1 Z. 1 lit. c:

Nach geltendem Recht stellt eine ijber sechs Monate dauernde Er­

krankung einen Grund für die Entlassung eines Lehrlings dar. Den

Entlassungsgrund der unverschuldeten Erkrankung gibt es im öster­

reichischen Arbeistrecht nicht mehr. Auch das Landarbeitsrecht

kennt einen solchen Entlassungsgrund für andere Arbeitnehmer als

Lehrlinge nicht. Da das Lehrverhältnis zwar gemäß § 132 LArbO

kündbar ist, aber nur aus bestimmten Gründen, die den Tatbestand

der Erkrankung nicht umfassen, wurde die Parallelbestimmung des

Berufsausbildungsgesetzes auch in das Landarbeitsrecht über­

nommen. Danach kann das Lehrverhältnis durch Entlassung beendet

werden, wenn objektiv feststeht, daß der Lehrling zur Erlernung

des Lehrberufes unfähig ist.

Der Begriff der "Unfähigkeit" beschreibt einen Dauerzustand, sodaß

der Entlassungsgrund nicht vorliegt, wenn der Lehrling nur vor­

übergehend "unfähig" ist, den Lehrberuf zu erlernen. Liegt Un­

fähigkeit als Dauerzustand vor, so ist die Frage zu stellen, ob

innerhalb der vereinbarten Lehrzeit die Wiedererlangung der

Fähigkeit des Lehrlings, den Lehrberuf zu erlernen, zu erwarten

ist oder nicht. Erst wenn letzteres zutrifft, stellt die "Un­

fähigkei t" einen Entlassungstatbestand dar. Die Unfähigkeit muß

sich - aus welchen Gründen immer - auf die Erlernung des Lehrbe­

rufes und damit auf die Erreichung des Ausbildungszweckes er­

strecken.

Zu Abs. 1 Z. 1 lit. d:

Die Dauer der Haft, die zur Entlassung berechtigt, entspricht d~m

geltenden Recht. Im Hinblick auf die Unschuldsvermutung des Art. 6

Abs. 2 MRK stellt jedoch die Untersuchungshaft keinen Entlassungs­

grund dar.



Zu Abs. 1 Z. 2 lit. c:

Parallel zum Maßregelungsverbot des § 108b Abs. 2 wird die kör­

perliche Züchtigung bzw. erhebliche wörtliche Beleidigung als

Grund zur Auflösung des Lehrverhältnisses durch den Lehrling oder

dessen gesetzlichen Vertreter normiert. Damit wird eine An­

gleichung der Rechtslage an das gewerblich-industrielle Berufsaus­

bildungsrecht erreicht (vgl. § 15 Abs. 4 lit. b BAG).

Zu Abs. 1 Z. 2 lit. d:

Nach geltendem Recht ist der Lehrling dann zur Auflösung des Lehr­

verhältnisses berechtigt, wenn der Lehrberechtigte die Schutzbe­

stimmungen für Jugendliche dauernd verletzt. Es wird somit ein

über einen längeren Zeitraum fortgesetzes Fehlverhalten des Lehr­

berechtigten vorausgesetzt. Um zu verhindern, daß Übertretungen

der Schutzbestimmungen längere Zeit hindurch andauern, wird diese

Bestimmung eingeengt. Künftig soll das Lehrverhältnis dann gelöst

werden können, wenn der' Lehrberechtigte die Arbei tsschutzvor­

schriften für Jugendliche wiederholt verletzt. Dabei wird aller­

dings auf die Häufigkeit und den Unrechtsgehalt der Übertretungen

Bedacht zu nehmen sein.

Zu Abs. 2:

Während § 125 für den Abschluß des Lehrvertrages Formvorschriften

vorgibt, ist die Auflösung des Lehrvertrages nach geltendem Recht

völlig formlos möglich. Die dadurch hervorgerufene Rechtsunsicher­

heit wird nun durch die neue Regelung beseitigt. Künftig kann ein

Lehrverhäl tnis nur schri ftlich rechtswirksam aufgelöst werden.

Löst der Lehrling das Lehrverhältnis auf, muß sein gesetzlicher

Vertreter, der ja den Lehrvertrag im Namen des Lehrlings abge­

schlossen hat, seine Zustimmung geben (§ 15 Abs. 1 BAG). Ebenso

wie beim Abschluß des Lehrvertrages ist eine vormundschaftsbehörd­

liche Genehmigung nicht erforderlich. Im Falle der Heimlehre ent­

fällt das Erfordernis der Schriftlichkeit beim Abschluß des Lehr­

vertrages. Korrespondierend zu dieser Regelung soll auch die vor­

zeitige Lösung des Lehrverhältnisses bei einer Heimlehre nicht der..
Schriftform bedürfen.



•

Zu Z. 19 (§ 131a):

Neben der schon bisher im Landarbeitsrecht enthaltenen Möglich­

keit der Auflösung des Lehrverhältnisses aus wichtigen Gründen

(§ 131) und der Kündigung durch den Lehrling (§ 132) ist künftig

auch die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses zulässig

(Abs. 1).

Für die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses gelten die

gleichen Formvorschriften, wie sie § 131 Abs. 2 für die vorzeitige

Auflösung aus wichtigen Gründen normiert (Schriftlichkeit und Zu­

stimmung des gesetzlichen Vertreters). Eine vormundschaftsbehörd­

liche Genehmigung ist nicht erforderlich (Abs. 2).

Abs. 3:

Der Zweck der Belehrung ist es, den minderjährigen Lehrling über

die Freiwilligkeit der einvernehmlichen Auflösung des Lehrverhält­

nisses und die Rechtsfolgen zu unterrichten.

Abs. 4:

Ebenso wie beim vorzeitigen Austritt sollen auch bei der einver­

nehmlichen Lösung die Formvorschriften für die Heimlehre nicht

gelten.

Zu Z. 21 (§ 155 Abs. 1):

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst geht in seiner Stellung­

nahme zu diesem Entwurf davon aus, daß aufgrund der geltenden

Fassung des Gesetzes ausländischen Arbeitnehmern das aktive Wahl­

recht zusteht. Die in § 154 normierte Voraussetzung, daß die

Arbeitnehmer nicht vom Wahlrecht zu den gesetzgebenden Körper­

schaften ausgeschlossen sein dürfen, wäre dies falls so zu ver­

stehen, daß Arbeitnehmer aus EWR-Vertragsstaaten nicht vom Wahl­

recht der entsprechenden gesetzgebenden Körperschaften ihres

Heimatstaates ausgeschlossen sein dürfen. Auf Grund der Entschei­

dung des EuGH in der Rechtssache C 213/90, ASTI, vom 4. Juli 1991

ist E~-Angehörigen, die die Arbeitnehmerfreizügigkeit bean­

spruchen, auch das passive Wahlrecht zu den Berufsvertretungen



einzuräumen. Wegen der Übernahme der Rechtsprechung des EuGH zu

Vertragsbestimmungen, die mit EWG-Normen ident sind (Art. 6 EWR­

Abkommen), war daher § 155 Abs. 1 der burgen1ändischen Landar­

beitsordnung entsprechend zu novellieren.

Zu Z. 23 (Abschnitt 10 a):

Der neu eingefügte § 234a normiert nun auch für das Landarbeits­

recht die Führung von Aufzeichnungen. Im gewerblich-industriellen

Arbeitsrecht besteht die Pflicht zur Führung von Aufzeichnungen

seit langem (§ 26 Abs. 1 Arbeitszeitgesetz, § 25 Abs. 1 Arbeits­

ruhegesetz). Der vorgeschriebene Inhalt der Aufzeichnungen orien­

tiert sich an den obzitierten Gesetzesbestimmungen.

Abs. 1 führt jene arbeitsrechtlichen Daten an, über die künftig

neben den Vorschriften nes § 73 Aufzeichnungen zu führen sind.

Abs. 2 zählt darüber hinaus jene Daten auf, die in Betrieben au~­

gezeichnet werden müssen, die Jugendliche beschäftigen.

Die Verweisung auf § 73 Abs. 2 in Abs. 3 stellt klar, daß die in

Abs. 1 und 2 geforde~ten Aufzeichnungen nur dann geführt werden

müssen, wenn die erforderlichen Daten nicht schon aus anderen

Unterlagen ersichtlich sind.

Abs. 4 sieht eine Ermächtigung an den Kollektivvertrag, für Be­

triebe mit dauernd weniger als fünf Dienstnehmern die Aufzeich­

nungspflicht abweichend von den gesetzlichen Bestimmungen zu

regeln, vor. Dadurch sollen die administrativen Tätigkeiten in

Grenzen gehalten und damit eine Erleichterung für Kleinsbetriebe

erreicht werden.

Zu Z. 24 (§ 235):

Die Strafbestimmungen waren in Hinblick auf die Einführung des

§ 234a zu ergänzen.

Da in § 127 mehrere Tatbestände enthalten sind, deren Nichtein­

haltung mit St~fe bedroht sein soll, wurde dieser Paragraph ohne

Absatzbeschränkung in die Strabestimmung aufgenommen.


